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II/A Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
Von Seiten der Öffentlichkeit wurden im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen abgegeben. 
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II/B Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange 

 
II/B 1: Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 26 – Luftverkehr 
 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Luftrechtliche Belange sind durch die Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 2: Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 – Verkehr – Integrierte 
Gesamtverkehrsplanung 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gemäß den Aussagen des Verkehrsgutachtens kann der Verkehr am Knotenpunkt 
für alle Fahrtrichtungen leistungsfähig abgewickelt werden. Die Überprüfung der 
Leistungsfähigkeit an den unmittelbar betroffenen Knotenpunkten erfolgt auf der 
Grundlage der Berechnungsverfahren nach dem Handbuch für die Bemessung von 
Straßenverkehrsanlagen HBS. Demnach ergibt sich für das Rechtsabbiegen von der 
Teltower Straße auf die Berliner Straße sowie für das Linksabbiegen von der Berliner 
auf die Teltower Straße sowohl zur Morgen- als auch zu Abendspitze eine 
Verkehrsqualität der Stufe A.  
Für das Linkabbiegen aus der Teltower Straße auf die Berliner Straße ergibt sich zur 
Morgenspitze eine Verkehrsqualität der Stufe B. Für die Nachmittagsspitze wird für 
diesen Abbiegevorgang noch eine ausreichende Verkehrsqualität (Stufe D) 
prognostiziert. Hier ist mit einer durchschnittlichen Wartezeit von 42,2 sec zu 
rechnen. Dies bedeutet gegenüber dem Bestand (21,6 sec, Stufe C) etwa eine 
Verdoppelung. Mögliche Auswirkungen aufgrund von Ausweichverkehren aufgrund 
von Bauarbeiten bspw. auf den nahe gelegenen Bundesautobahnen A 1 und A 3 
sind als temporär zu betrachten und somit aus gutachterlicher Sicht nicht relevant für 
die Ermittlung des künftig zu erwartenden Verkehrsaufkommens. Ein gezieltes 
Fehlverhalten der Verkehrsteilnehme ist bei entsprechendem Bedarf durch 
ordnungspolitische Maßnahmen zu unterbinden und somit im Bauleitplanverfahren 
nicht unmittelbar abwägungsrelevant. 
Ein Ausbau der Verkehrsinfrastruktur wird somit zwar für nicht erforderlich erachtet. 
Über den Durchführungsvertrag wird jedoch eine Regelung zu einer weiteren Prüfung 
der Verkehrslage drei Jahr nach Schlussabnahme des Vorhabens durch den 
Fachbereich Tiefbau vereinbart. Sofern sich zu diesem Zeitpunkt herausstellt, dass 
an der derzeit bestehenden Fußgängerampel an der Berliner Straße zur Einmündung 
Teltower Straße das Erfordernis einer Vorrangschaltung besteht, wird die 
Vorhabenträgerin die erforderlichen Maßnahmen auf eigene Kosten vornehmen. 
Dies gilt nur, wenn die Erforderlichkeit der Schaltung ursächlich auf dem Vorhaben 
beruht. Die erforderlichen Maßnahmen werden durch das Ingenieurbüro Ambrosius 
und Blanke festgelegt. 
Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit und Verkehrssicherheit in Bezug auf die 
Zufahrten im Plangebiet wurden durch das Büro Ambrosius Blanke die 
Schleppkurven für Lieferfahrzeuge (dreiachsiger Sattelzug, Motorwagen mit 
Zentralachsenanhänger) und Pkw überprüft. Hinsichtlich des Lieferverkehrs wurde 
die Situation für die engeren Kurvenradien für Rechtsabbieger (Einfahrt von Osten 
sowie Ausfahrt Richtung Westen) betrachtet.  
Hierbei ergibt sich, dass das Einbiegen in das Plangebiet ohne Tangieren der 
Fahrspur des Gegenverkehrs auf der Berliner Straße funktioniert. Hinsichtlich der 
Anliefervorgänge ist vorgesehen, dass die Fahrzeuge vorwärts von der Berliner 
Straße auf die Parkplatzfläche einfahren und von hieraus rückwärts in die überdachte 
Anlieferzone setzen. Die entsprechend erforderlichen Schleppkurven wurden im 
Rahmen des Verkehrsgutachten ermittelt. Die Parkplatzfläche bietet demnach 
ausreichend Raum für die erforderlichen Wendevorgänge (ohne Inanspruchnahme 
des nördlich angrenzenden Fußgängerbereiches). Aufgrund der relativ kurzen 
Abschnitte, die die Lkw rückwärtsfahren müssen, ist mit einer nennenswerten 
Gefährdung der anderen Verkehrsteilnehmer nicht zu rechnen. 
Bei der Ausfahrt aus dem Plangebiet per Lieferfahrzeug auf die Berliner Straße wird 
eine geringfügige Inanspruchnahme der Gegenfahrspur nötig. Eine nennenswerte 
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Beeinflussung des Verkehrsflusses auf der Berliner Straße ist hierdurch nicht zu 
befürchten. Eine Ausfahrt des Lieferverkehrs nach links ist nicht vorgesehen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Den Anregungen wird z. T. gefolgt. 
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II/B 3: Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 – Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 
 

 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Belange der allgemeinen Landeskultur und der Landentwicklung sind durch die 
Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 4: Bezirksregierung Köln, Dezernat 35.4 – Denkmalschutz 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Belange des Denkmalschutzes sind durch die Planung nicht betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 5: Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 – Denkmalschutz 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehe keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 6: Deutsche Bahn AG 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gegen die Planung bestehen seitens der Deutschen Bahn AG keine Bedenken. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 7: Deutsche Telekom Technik GmbH (1) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung werden keine maximalen 
Gebäudehöhen festgelegt. Im Rahmen des parallel aufzustellenden 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 31/III "Steinbüchel (Fettehenne) - 
Einzelhandel Berliner Straße/Charlottenburger Straße/Teltower Straße" werden keine 
Gebäudehöhen von über 35 m vorbereitet. Richtfunktrassen der Telekom sind somit 
nicht betroffen. Die Firma Ericsson Services GmbH wurde im Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 8: Deutsche Telekom Technik GmbH (2) 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Deutschen Telekom Technik GmbH bestehe keine Bedenken gegen die 
Planung. Die Abstimmung der Leitungsneu- oder umverlegungen erfolgt im Rahmen 
der Ausführungs- und Erschließungsplanung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 9: Ericsson Services GmbH 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gegen die Planung bestehen seitens der Ericsson Services GmbH keine Bedenken. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wurde im Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 10: EVL Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gegen die Planung bestehen seitens der EVL Energieversorgung Leverkusen GmbH 
& Co. KG keine Bedenken. Mögliche Leitungsum- und Neuverlegungen werden im 
Rahmen der Erschließungsplanung abgestimmt.  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 11: Gascade Gastransport GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Gegen die Planung bestehen seitens der Gascade Gastransport GmbH keine 
Bedenken. Die weitereren möglichen Betreiber von Leitungen und Kabeln im 
Plangebiet wurden im Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 12: Geologischer Dienst NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Für den Entwurf, die Bemessung und die Konstruktion baulicher Anlagen des 
üblichen Hochbaus aus Stahlbeton, Stahl, Holz oder Mauerwerk in deutschen 
Erdbebengebieten ist mittlerweile die DIN EN 1998 maßgeblich. Diese ersetzt die 
bislang geltenden Normen DIN 4149-1 Beiblatt 1:1981-04 , DIN 4149-1/A1:1992-12, 
DIN 4149-1:1981-04. 
Ein Hinweis auf die Lage des Plangebietes in Erdbebenzone 0 und der geologischen 
Untergrundklasse R wird im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung 
aufgenommen. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung wird dazu kein 
Regelungs- bzw. Klarstellungsbedarf gesehen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 13: Industrie- und Handelskammer 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Zur Planung werden seitens der IHK zu Köln keine Anregungen oder Bedenken 
erhoben. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 14: Nahverkehr Rheinland GmbH 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Durch die Planung sind keine Belange des SPNV betroffen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 15: Pledoc GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Durch die Planung sind keine Belange der Pledoc GmbH betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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II/B 16: Straßen NRW 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Durch die Planung sind keine Belange des Landesbetriebs Straße NRW betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 17: Thyssengas GmbH 
 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Durch die Planung sind keine Belange der Thyssengas GmbH betroffen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 18: Vodafone (1) 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Durch die Planung sind keine Belange der Vodafone GmbH / Vodafone 
Kabel Deutschland GmbH betroffen. Die Abstimmung der Leitungsneu- oder 
-umverlegungen erfolgt im Rahmen der weiteren Ausführungs- und 
Erschließungsplanung. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



 
 

30 
 

II/B 19: Vodafone (2) 
 

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Durch die Planung sind keine Belange der Vodafone NRW GmbH betroffen. Die 
Abstimmung der Leitungsneu- oder umverlegungen erfolgt im Rahmen der weiteren 
Ausführungs- und Erschließungsplanung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 20: WFL GmbH 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Die Planung wird seitens der WFL GmbH begrüßt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 21: Wupsi GmbH 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Wupsi GmbH bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 22: Stadt Bergisch Gladbach 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Bergisch Gladbach bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 23: Stadt Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Burscheid werden auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
keine Bedenken geäußert, sofern es bei der Realisierung der Planung bei dem 
Schwellenwert von unter 10% Umsatzverlagerung aus dem zentralen 
Versorgungsberich und dem übrigen Kernort  Burscheid gemäß der gutachterlichen 
Stellungnahme der CIMA Gmbh bleibt. Ggf. bestehende Bedenken werden im 
Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung abgewogen. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



 
 

36 
 

II/B 24: Stadt Köln 
 

 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Köln bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/B 25: Stadt Monheim 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Stadt Monheim bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C Äußerung der Fachbereiche und Betriebe der Stadt Leverkusen 
 
 
II/C 1: Fachbereich 30 – Recht und Vergabestelle 
 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereiches 30 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 2: Fachbereich 322 – Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

1. zu Bodenschutz / Altlasten

Es bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Im Verfahren vorgebrachte 
Hinweise und Anregungen wurden bereits hinreichend berücksichtigt. 

2. zu Vorsorgender Bodenschutz

Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. 

3. zu Wasser

Hinweise und Anregungen zur Planung werden auf Ebene der verbindliche 
Bauleitplanung behandelt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 3: Fachbereich 363 – Ordnung und Straßenverkehr 
 
  

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereiches 363 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 4: Fachbereich 51 – Kinder und Jugend 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Eine Kindertagesstätte ist nicht Bestandteil der vorliegenden Planung. Ziel der Stadt 
Leverkusen, ist mit der vorliegenden Planung neben der Aktivierung des 
Nahversorgungszentrums die hohe Wohnraumnachfrage in Leverkusen zu decken.  
 
Das Plangebiet stellt sich darüber hinaus aufgrund der erforderlichen 
Rahmenbedingungen als Standort für eine Kinderbetreuungseinrichtung als nicht 
geeignet dar. Für die genannten Bedarfe an Betreuungsplätzen ist ein erhöhter 
Flächenbedarf notwendig. Auch gehen mit einer Kita-Nutzung in dieser 
Größenordnung aufgrund der damit erzeugten Verkehrsmengen wesentliche 
Auswirkungen auf den Straßenverkehr einher.  
 
Um der Nachfrage nach neuen Standorten für Kindertagesstätten gerecht zu werden, 
hat der Rat der Stadt Leverkusen am 16.10.2017 einen Grundsatzbeschluss 
„Tageseinrichtungen für Kinder in Leverkusen – Grundsatzbeschluss über Neubau-, 
Anbau und Umbaumaßnahmen zur Gewährleistung des Rechtsanspruches und 
Erreichung einer bedarfsgerechten Versorgung von Kindern im Alter zwischen einem 
Jahr bis zum Schuleintritt“ (Vorlage Nr. 2017/1790) einstimmig gefasst. 
 
Hiernach ist vorgesehen, im Stadtteil Steinbüchel, also im näheren Umfeld des 
Plangebietes, drei weitere große Kindertagesstätten zu errichten: 
 

- Steinbüchel - Schopenhauerstraße/Fester Weg (achtgruppig) 
- Steinbüchel - Bohofsweg/In der Wasserkuhl (achtgruppig) 
- Steinbüchel - Heinrich-Lübke-Straße (achtgruppig) 

Das Bebauungsplanverfahren für den Standort „Heinrich-Lübke-Straße“ ist bereits 
abgeschlossen. Für die beiden anderen Standorte wird die Umsetzung aktuell 
vorbereitet. Somit kann kurz- bis mittelfristig ein Angebot an neuen 
Kindertagesstätten im näheren Umfeld des Plangebietes zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Umsetzung einer Kita wurde 
geprüft. Die Investition bietet hierzu keine Möglichkeit.  
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II/C 5: Fachbereich 66/661 – Verkehrsplanung (Verwaltungsabteilung) 
 
 

 
 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereiches 66/661 bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 6: Fachbereich 66/660 – Verkehrsplanung 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens des Fachbereiches 60/660 bestehen auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung keine Bedenken gegen die Planung. Verkehrliche Belange werden im 
parallel betriebenen vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 31/III „Steinbüchel 
(Fettehenne) – Einzelhandel Berliner Straße / Charlottenburger Straße / Teltower 
Straße“ behandelt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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II/C 7: Technische Betriebe Leverkusen 
 
 

 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
Seitens der Technischen Betriebe Leverkusen bestehen keine Bedenken gegen die 
Planung. In der Stellungnahme vom 14.11.2018 wurde geäußert, dass das 
Plangebiet vollständig durch das städtische Entwässerungssystem erschlossen ist. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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